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Verlass auf Warken?

Die Rechtsanwältin Nina War-
ken (CDU) ist seit Mai 2025 

neue Gesundheitsministerin 
in der von Kanzler Friedrich 

Merz angeführten Bundes-
regierung aus CDU/CSU und 
SPD. Am 7. Juli gab das Bun-
desgesundheitsministerium 

(BMG) bekannt, dass sich eine 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe 

namens »Zukunftspakt 
Pflege« konstituiert habe, die 
bis Ende 2025 »gemeinsame 
Eckpunkte« vorlegen werde. 

Christdemokratin Warken ist 
Amtsnachfolgerin des umtrie-
bigen Karl Lauterbach (SPD), 

der im Wahlkampf unter 
anderem versprochen hatte, 
im Falle einer erneuten Re-

gierungsverantwortung werde 
die SPD den Eigenanteil an 

den Pflegekosten in Heimen 
und ambulanter Pflege be-

grenzen, auf höchstens 1.000 
Euro im Monat (→ BIOSKOP 

Nr. 109). Warken nennt zu 
diesem Thema bisher keine 
Zahlen, am 7. Juli wurde sie 
in der Pressemitteilung des 

BMG wie folgt zitiert: »Die 
soziale Pflegeversicherung 
ist eine Erfolgsgeschichte, 

die wir fortschreiben wollen. 
Die Bürgerinnen und Bürger 

müssen sich darauf verlassen 
können, dass sie im Pflegefall 
unterstützt und nicht überlas-

tet werden. Um das System 
zukunftsfest zu machen, 

brauchen wir eine mutige 
Reform. Die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe soll dafür die 
Grundlage erarbeiten.«

→

Bund-Länder-Arbeitsgruppe »Zukunftspakt Pflege«

Viele Fragen vor möglicher Reform
die demografische Entwicklung zurückzuführen 
sind«. Schon vor der ersten Sitzung hatte War­
ken kommuniziert, die SPV werde eine »Teil­
kaskoversicherung« bleiben und neue Leistun­
gen werde es »nicht geben können«.

In puncto Finanzierung geht es in der BLAG 
laut Arbeitsauftrag zum Beispiel um die Frage, ob 
finanzielle Eigenvorsorge der Versicherten zu­
sätzlich zu den Beiträgen zur SPV »weiterhin frei­
willig erfolgen sollte« oder ob ein »ergänzendes, 
verpflichtendes Element« notwendig sei, etwa 
eine »verpflichtende individuelle kapitalgedeckte 
Vorsorge durch Zusatzversicherung«. Erörtert 
wird auch eine »Prüfung von Anreizen für eine 
eigenverantwortliche Vorsorge sowie der be­
trieblichen Pflegevorsorge«. Über »Vermeidung 
von finanzieller Überforderung pflegebedürftiger 
Menschen« soll die BLAG ebenfalls nachdenken –  
und in diesem Zusammenhang auch, wie Aus­
gaben sinnvoll begrenzt werden können und 
»insbesondere Fehlverteilung bei der Leistungser­
bringung und -inanspruchnahme zu reduzieren« 
wären. Ein weiterer Aspekt ist, wie die finanzielle 
»Verantwortung der Länder für die pflegerische 
Versorgungsstruktur« ausgestaltet sein soll.

Zur Versorgung gibt es noch mehr Frage­
stellungen. Zum Beispiel, mit welchen Maß­

Angesichts stetig wachsender Kosten für 
die Pflege hat die schwarz-rote Bundes-
regierung für 2026 eine »große Pflege
reform« angekündigt. Vorschläge soll 
eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe in den 
nächsten Monaten entwickeln – auf Basis 
eines langen Fragenkatalogs.

»Zukunftspakt Pflege« heißt die Bund-
Länder-Arbeitsgruppe (BLAG), die in 

Berlin am 7. Juli zum ersten Mal getagt hat. Den 
Vorsitz führt Bundesgesundheitsministerin Nina 
Warken (CDU), dabei sind außerdem die für 
die sozialen Pflegeversicherung (SPV) zustän­
digen Ministerien der Bundesländer sowie 
Vertreter*innen der kommunalen Spitzenver­
bände. »Bis Ende des Jahres«, erklärt Warkens 
Ministerium, »soll die Arbeitsgruppe gemein­
same Eckpunkte vorlegen, die im kommenden 
Jahr in ein Gesetzgebungsverfahren einfließen.«

Worüber das Gremium im einzelnen nach­
denken soll, steht in einem Katalog mit vielen 
Fragen zu den Bereichen Finanzierung und 
Versorgung. Die Kreativität ist allerdings von 
vorneherein durch diese Vorgabe beschränkt: 
Nicht gefragt seien Vorschläge, »die zu Mehr­
ausgaben führen, die nicht ausschließlich auf 
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Rufe nach Beteiligung und »Systemwechsel«

Zahlreiche Verbände haben zum Start der 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe »Zukunftspakt 

Pflege« gefordert, in die Beratungen kontinu­
ierlich einbezogen zu werden. »Die Stimme der 
pflegebedürftigen und behinderten Menschen 
sowie ihrer An- und Zugehörigen darf in diesem 
Prozess nicht fehlen«, heißt es in einer gemein­
samen Pressemitteilung, verfasst unter anderem 
von Sozialverband Deutschland (SoVD), BAG 
Selbsthilfe, Interessenvertretung Selbstbestimmt 
Leben (ISL) und Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Seniorenorganisationen (BAGSO). Ihre Perspek­
tive sei »unverzichtbar, wenn es darum geht, eine 
zukunftssichere und den Bedarfen entsprechen­
de Sorgestruktur vor Ort zu schaffen«.

Zu den Unterzeichner*innen gehört auch der 
Sozialverband VdK. Dessen Präsidentin Verena 
Bentele fordert eine »grundlegende Reform der 
Finanzierung«. Notwendig sei die »Einführung 
einer einheitlichen Pflegeversicherung«, in der 
alle Bürger*innen versichert sind und »alle Ein­
kommensarten einbezogen« werden.  

»Wir brauchen einen Systemwechsel bei den 
Finanzen« sagt der Paritätische, der sich mit wei­

teren Sozialverbänden zu einem Bündnis zusam­
mengeschlossen hat, das für die Einführung einer 
»solidarischen Pflegevollversicherung« wirbt, mit 
der künftig alle pflegebedingten Kosten vollstän­
dig übernommen würden (→ BIOSKOP Nr. 109). 
Das Bündnis, dem auch der SoVD, der Deutsche 
Berufsverband für Pflegeberufe, DGB und  
Ver.di angehören, untermauert seine Forderung 
mit einer Expertise, die es beim Gesundheits­
ökonomen Heinz Rothgang beauftragt hatte.

»Unser Gutachten zeigt«, sagte der Bremer 
Professor Ende Januar 2025, »dass eine Vollver­
sicherung – auch langfristig – im Rahmen der 
Sozialversicherung finanzierbar ist, ohne den  
Beitragssatz wesentlich erhöhen zu müssen.«  
Voraussetzung sei allerdings, »dass die Pflegever­
sicherung gleichzeitig zu einer Bürgerversiche­
rung weiterentwickelt wird, in die alle einzahlen 
und in der alle Einkommensarten beitragspflich­
tig sind«. Rothgangs 40-seitiges Gutachten,  
Titel: »Beitragssatzeffekte einer Pflegebürger­
vollversicherung«, ist online: www.solidarische-
pflegevollversicherung.de
� Klaus-Peter Görlitzer  
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»Pflege live«?

Auf der Videoplattform TikTok 
sind viele Menschen täglich 
unterwegs. Offenbar auch drei 
Pflegerinnen einer Dortmun-
der Intensivstation. Jeden-
falls starteten sie während 
einer Nachtschicht im April 
2025 einen Livestream und 
beantworteten Fragen von 
Zuschauer*innen. Im Hinter-
grund war auch mal ein ma-
schinelles Piepsen zu hören, 
Patient*innen wurden nicht 
gezeigt. Bei ihrem Arbeitge-
ber kam das Kurzvideo nicht 
gut an, die drei Pflegerinnen 
wurden vorerst vom Dienst 
freigestellt. Besagtes TikTok-
Video veranlasste Susanne 
Schneider, FDP-Abgeordnete 
im NRW-Landtag, eine Kleine 
Anfrage an die schwarz-grüne 
Landesregierung zu stellen, 
Überschrift: »Pflege live – 
Würde offline?« Der Fall habe, 
so Schneider, »bundesweit 
eine Debatte über die Ver-
einbarkeit von Social-Media-
Nutzung im Pflegekontext mit 
dem Schutz der Menschen-
würde, der informationellen 
Selbstbestimmung und der 
Patientensicherheit ausge-
löst«. Livestreams aus Pflege-
heimen oder Krankenhäusern 
könnten tief in Grundrechte 
von Patient*innen eingreifen, 
schreibt die FDP-Parlamen-
tarierin. Auf ihre Frage, ob die 
Landesregierung von weiteren 
Social-Media-Videos wie in 
Dortmund wisse, antwortete 
Gesundheitsminister Laumann 
(CDU) am 22. Juli, seit Anfang 
2022 von insgesamt drei Fällen 
erfahren zu haben, die von den  
zuständigen Aufsichtsbehörden  
überprüft worden seien. Von 
Schneider gefragt, ob die 
NRW-Regierung »verbindliche 
Leitlinien oder gesetzliche 
Regelungen zur Nutzung von  
Social Media im pflegerischen 
Kontext« entwickeln oder ver-
schärfen wolle, erklärte Lau-
mann, dies sei nicht geplant; 
bestehende Regelungen reich-
ten aus. Mit Rücksicht auf die 
Privatsphäre von Patient*innen 
rät er aber, keine privaten 
Fotos und Filme in Kranken-
häusern zu machen.  

→ nahmen »Gesundheitskompetenz, Gesund­
heitsförderung, Prävention und Rehabilitation« 
gestärkt werden könnten mit dem Ziel, Eintritt 
und Verlauf von Pflegebedürftigkeit positiv zu 
beeinflussen. Diskutiert werden soll auch, wie 
»Anreize für die Stärkung der Gesundheitskom­
petenz« und für eine »gesundheitsfördernde 
Pflege« verankert werden könnten. Ebenfalls 
bis Dezember durch die BLAG zu beantworten: 
»Sollen Kranken- und insbesondere Pflege­
kassen (alternativ der Medizinische Dienst) 
regelmäßig auf der Grundlage von verfügbaren 
Gesundheitsinformationen aktiv auf von Pfle­
gebedürftigkeit bedrohte bzw. pflegebedürftige 
Versicherte zugehen und geeignete Maßnahmen 
der Gesundheitsförderung, Prävention oder 
Rehabilitation initiieren?«

Viele Fragen gibt es auch dazu, wie eine 
hochwertige Versorgung in städtischen und 
ländlichen Gebieten sichergestellt werden kön­
nen. Ganz vorn die Frage, wo aus Perspektive 
der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen 
»der größte Optimierungsbedarf« bestehe. Mit 
Blick auf eine »bessere Versorgungsplanung und 

-steuerung« sind auch Vorschläge bezüglich Ver­
antwortung und Möglichkeiten zur Mitsprache 
und Gestaltung von Kommunen erwünscht.

Bessere Unterstützung?

Nachdenken soll die BLAG gemäß Arbeits­
auftrag zudem, wie Pflegebedürftige und deren 
An- und Zugehörige besser als bisher unterstützt 
werden können. Die gestellten Fragen reichen 
von Möglichkeiten zur besseren Information, 
über Unterstützungsangebote vor Ort und im 
Internet, über weniger Bürokratie durch Verein­
fachung von Anträgen auf Pflegeleistungen bis 
hin zur Frage: »Welche Möglichkeiten gibt es, 
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen in pfle­
gerischen Akut- und Krisensituationen, auch in 
der Nacht, besser – auch fachpflegerisch –  
zu unterstützen?« Erörtert werden soll, »ob 
und wie pflegende An- und Zugehörige auch 
(finanziell) unterstützt werden, die ihre Arbeits­
zeit pflegebedingt reduzieren«. Dazu die Frage: 
»Kann für pflegende An- und Zugehörige ein 
eigener Leistungsanspruch etabliert werden?« 
Ideen liefern soll die BLAG auch zur Rolle 
teilstationärer Angebote, »um die Versorgung 
zu sichern, pflegende An- und Zugehörige zu 
entlasten und Präventionspotentiale zu heben«.

Ein weiteres Thema ist der Einsatz digitaler 
Techniken und deren Förderung. Gefragt wird, 
wie »Potentiale der Telepflege und Telemedizin in 
der Versorgung besser genutzt« werden können. 
Und wie Pflegeeinrichtungen bei den »anstehen­
den digitalen Transformationsprozessen« besser 
unterstützt werden können, inklusive Ermög­
lichung der Nutzung Künstlicher Intelligenz.
� Klaus-Peter Görlitzer  
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Wie halten es Pflegeheime mit dem 
Datenschutz? »Um der Sache auf den 

Grund zu gehen«, hat Bettina Gayk, Landes- 
beauftragte für Datenschutz und Informations- 
freiheit in Nordrhein-Westfalen, nun eine  
»Initiativprüfung« gestartet. Hintergrund 
seien »mehrfach wiederkehrende Beschwer­
den über den rechtswidrigen Umgang von 
Pflegekräften mit den Daten der Betreuten«, 
heißt es in einer Presseinformation der Lan­
desdatenschutzbehörde (LDI) vom 1. Septem­
ber. Die bei ihr eingegangenen Beschwerden 
bezögen sich »insbesondere auf die unbefugte 
Weitergabe von Informationen an Dritte, etwa 
zu Sterbefällen, zur wirtschaftlichen Situation 
pflegebedürftiger Personen oder an medizi­
nische Dienstleister*innen außerhalb der 
Pflegeeinrichtung«.

Die Datenschützer*innen mit Dienstsitz 
Düsseldorf nehmen allerdings nicht alle  
Heime in NRW unter die Lupe, sondern 
nur eine Stichprobe. Angeschrieben werden 
einzelne Betreiber stationärer Pflegeeinrich­
tungen mit der Bitte, einen ausführlichen 
Fragenkatalog zu beantworten. 

Mit dieser Methodik soll geklärt werden, 
»ob Konzepte zur datenschutzrechtlichen 
Schulung und Sensibilisierung der Beschäf­
tigten bestehen und ob sie adäquat umgesetzt 
werden«, heißt es in der LDI-Mitteilung. Eine 
»abschließende Bewertung der Initiativprü­
fung« werde öffentlich bekannt gegeben, der 
Zeitpunkt sei noch offen.  

Selbstkontrolle empfohlen

Gayk empfiehlt allen Pflegeheimen, »schon 
jetzt« ihre Konzepte zum Datenschutz und 
diesbezüglichen Schulungen selbst zu über­
prüfen. »Wir wissen, dass die Personalfluktua­
tion im Pflegebereich hoch ist«, sagt die seit 
Mai 2021 amtierende Datenschützerin. »Und 
es scheint uns wahrscheinlich, dass dies 
mangelhafte datenschutzrechtliche Unterwei­
sungen der Bediensteten zur Folge hat.« Die 
Pflegeeinrichtungen sollten daher »insbe­
sondere Maßnahmen vorsehen, die auch bei 
hoher Personalfluktuation sicherstellen, dass 
alle Mitarbeitenden jederzeit die notwendigen 
datenschutzrechtlichen Kenntnisse besitzen«. 
Die praktische Umsetzung solle dokumentiert 
und »regelmäßig evaluiert werden«.  

� Klaus-Peter Görlitzer  

»Initiativprüfung« zum 
Datenschutz in Heimen  
in Nordrhein-Westfalen


